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Text 

ZEHNTER TITEL 

Konsolidierter Bericht über Zahlungen an staatliche Stellen 

§ 267b. (1) Die gesetzlichen Vertreter eines großen (§ 221 Abs. 3) Mutterunternehmens (§ 189a Z 6) 
haben, wenn es selbst oder eines seiner Tochterunternehmen in der mineralgewinnenden Industrie oder 
auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern tätig ist, auch wenn die Aufstellung des 
Konzernabschlusses im Einzelfall wegen der Anwendung des § 249 unterbleibt, jährlich einen 
konsolidierten Bericht über Zahlungen an staatliche Stellen nach den Vorgaben des § 243c aufzustellen 
und dem Aufsichtsrat und der Hauptversammlung (Generalversammlung) des Mutterunternehmens 
innerhalb der für die Vorlage des Jahresabschlusses geltenden Fristen vorzulegen. Der konsolidierte 
Bericht ist von sämtlichen gesetzlichen Vertretern zu unterzeichnen und der Hauptversammlung 
zusammen mit dem Jahresabschluss des Mutterunternehmens vorzulegen. Er hat sich nur auf Leistungen 
zu erstrecken, die sich aus der Geschäftstätigkeit in der mineralgewinnenden Industrie oder auf dem 
Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern ergeben. 

(2) Von der Erstellung eines konsolidierten Berichts über Zahlungen an staatliche Stellen sind 
Mutterunternehmen befreit, die gemäß § 246 von der Aufstellung eines Konzernabschlusses befreit sind 
oder Tochterunternehmen eines Unternehmens sind, das dem Recht eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union oder eines Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
unterliegt. Von der Einbeziehung eines Tochterunternehmens in den konsolidierten Bericht über 
Zahlungen an staatliche Stellen kann unter den Voraussetzungen des § 249 Abs. 1 abgesehen werden, 
wenn das Tochterunternehmen aus diesen Gründen auch nicht in den Konzernabschluss einbezogen wird. 
Schließlich sind Mutterunternehmen befreit, die einen konsolidierten Bericht nach gleichwertigen 
Berichtspflichten eines Drittlands erstellen und gemäß § 277 offenlegen. Ob die Berichtspflichten eines 
Drittlands gleichwertig sind, ist nach den aufgrund des Art. 47 der Bilanz-Richtlinie ergangenen 
Durchführungsrechtsakten zu beurteilen. 


